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Richtlinien zur Verhinderung und Aufdeckung 
von sexuellem Missbrauch an Katholischen Freien Schulen 

in der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
 
Mit Dekret vom 5. September 2011 hat Bischof Dr. Fürst die Richtlinien zur Verhinderung und Auf-
deckung von sexuellem Missbrauch an Katholischen Freien Schulen in der Diözese Rottenburg-Stutt-
gart und die Verfahrensordnung der Kommission zum Schutz vor sexuellem Missbrauch an Katholi-
schen Schulen in der Diözese Rottenburg-Stuttgart genehmigt und angeordnet, dass diese ad experi-
mentum für die Dauer von drei Jahren mit der Veröffentlichung im KABl. in Kraft treten. Sie werden 
nachfolgend bekannt gemacht. 

Rottenburg a. N., 7. September 2011 

Prof. Dr. Felix Hammer 
Kanzler der Diözesankurie 

 

Richtlinien zur Verhinderung und Aufdeckung 
von sexuellem Missbrauch an Katholischen Freien Schulen 

in der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
 

§ 1 – Aufmerksamkeitspflichten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stiftung Katholische Freie Schule sind verpflichtet, auf Anzei-
chen, Signale und Sachverhalte zu achten, die die Gefahr einer sexuellen Verfehlung gegenüber Kin-
dern und Jugendlichen begründen können. Auf Verhaltensauffälligkeiten von Kindern und Jugendli-
chen, die in Zusammenhang mit einem solchen Sachverhalt stehen können, ist in besonderer Weise zu 
achten. 

 

§ 2 – Kollegiale Fürsorgepflichten 

Kolleginnen und Kollegen, deren Verhalten in Zusammenhang mit Sachverhalten gemäß § 1 Auffäl-
ligkeiten gezeigt hat, sind auf die gemachten Beobachtungen in geeigneter Form anzusprechen. Sofern 
ein persönliches Gespräch auf kollegialer Basis nicht angemessen erscheint oder der konkrete Ver-
dacht einer strafbaren sexuellen Verfehlung gegenüber Kindern oder Jugendlichen vorliegt, ist die 
Schulleitung unverzüglich über die gemachten Beobachtungen zu informieren. Gleiches gilt, wenn 
entsprechende Beobachtungen über das Verhalten von Schülerinnen und Schülern untereinander ge-
macht werden. 

 

§ 3 – Handlungspflichten 

Die Schulleitung ist verpflichtet, Sachverhalten unverzüglich nachzugehen, die ihr in Zusammenhang 
mit einer sexuellen Verfehlung gegenüber Kindern und Jugendlichen zur Kenntnis gelangen. Lässt 
sich der Verdacht im Zusammenwirken mit dem Schulträger auf örtlicher Ebene nicht ausräumen, ist 
der Sachverhalt dem Bischöflichen Stiftungsschulamt mitzuteilen. Gleiches gilt, wenn sexuelle Ver-
fehlungen eingeräumt oder von den betroffenen Kindern und Jugendlichen bestätigt werden.  
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§ 4 – Opferschutz 

Zum Schutz der Persönlichkeit von Kindern und Jugendlichen, die Opfer eines sexuellen Missbrauchs 
geworden sind, werden von der Schulleitung im Einvernehmen mit den Eltern und Erziehungsberech-
tigten geeignete therapeutische, pädagogische und seelsorgerliche Maßnahmen in die Wege geleitet, 
die einer dauerhaften seelischen Schädigung entgegenwirken sollen. 

 

§ 5 – Umgang mit Beschuldigten 

Beschuldigte, bei denen der Verdacht einer sexuellen Verfehlung gegenüber Kindern und Jugendli-
chen auf örtlicher Ebene nicht ausgeräumt werden konnte, werden von einer Kommission, die vom 
Vorstand der Stiftung Katholische Freie Schule zum Schutz vor sexuellem Missbrauch an Katholi-
schen Freien Schulen gebildet worden ist, zum Sachverhalt angehört. Die Kommission entscheidet 
nach Anhörung des Beschuldigten und im Benehmen mit den Eltern oder Erziehungsberechtigten des 
Opfers, welche Handlungsempfehlung gegenüber dem Dienstgeber und ggf. dem Schulträger für das 
weitere Vorgehen ausgesprochen wird. Die Einschaltung der Staatsanwaltschaft ist in begründeten 
Verdachtsfällen verpflichtend. Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an die Strafverfol-
gungsbehörde entfällt nur ausnahmsweise, wenn dies dem ausdrücklichen Wunsch des mutmaßlichen 
Opfers (bzw. dessen Eltern oder Erziehungsberechtigten) entspricht und der Verzicht auf eine Mittei-
lung rechtlich zulässig ist. In jedem Fall sind die Strafverfolgungsbehörden einzuschalten, wenn wei-
tere mutmaßliche Opfer ein Interesse an der strafrechtlichen Verfolgung der Taten haben könnten. Die 
Gründe für den Verzicht auf eine Mitteilung bedürfen einer genauen Dokumentation, die von dem 
mutmaßlichen Opfer (ggf. seinen Eltern bzw. Erziehungsberechtigten) zu unterzeichnen ist. 

 

§ 6 – Melde- und Berichtspflicht 

Verdachtsfälle auf sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen, die der Kommission zum 
Schutz vor sexuellem Missbrauch an Katholischen Freien Schulen vorgelegt werden, sind zeitgleich 
vom Vorstand der Stiftung Katholische Freie Schule über die dafür vorgesehenen Institutionen dem 
Diözesanbischof sowie der Kommission sexueller Missbrauch gemäß § 3 der Rahmenordnung zur 
Abstimmung der Zusammenarbeit der Kommission sexueller Missbrauch (KsM) mit Kommissionen 
oder Beauftragten der rechtlich selbständigen Einrichtungen in der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
(KABl. Nr. 16 vom 15.12.2010, S. 450f.) zur Kenntnis zu bringen. 

 

§ 7 – Information der Öffentlichkeit 

Alle Verdachtsfällen auf sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen an Katholischen Freien 
Schulen in der Diözese Rottenburg-Stuttgart, die der zuständigen Staatsanwaltschaft auf Empfehlung 
der zuständigen Kommission (§ 5) angezeigt werden, sind der Öffentlichkeit auf geeignete Weise zur 
Kenntnis zu bringen, sobald ein für die Erhebung einer öffentlichen Anklage ausreichender Kenntnis-
stand vorhanden ist. Auf Antrag der Eltern oder der Erziehungsberechtigten kann von der Bekannt-
gabe eines Missbrauchsfalles ausnahmsweise abgesehen werden, wenn das Opfer dadurch weiteren 
Schaden nehmen würde. 

 


